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Manchmal ist sie unwirsch, manch-
mal herablassend, manchmal ver-
schanzt sie sich hinter einer Mau-

er des Schweigens: Wenn es darum geht,
Fragen der Opposition abzuwehren, kann
die Bundesregierung eine bemerkenswerte
Kreativität entwickeln. 

„Der Bundesregierung liegen hierzu kei-
ne Erkenntnisse vor“, ist eine der häufigen
Antworten der Bundesregierung. Oder sie
beruft sich auf das „schützenswerte Inte-
resse der Bundesrepublik Deutschland“
und das „Staatswohl“, wenn sie Informa-
tionen lieber für sich behalten will. 

Eine der Hauptaufgaben des Bundestags
ist die Kontrolle der Exekutive. Der Op-
position stehen dafür verschiedene Metho-
den zur Verfügung, die beliebteste ist die
Kleine Anfrage. Rund 2300-mal haben die
Abgeordneten von Linken und Grünen in
der laufenden Legislaturperiode das Kabi-
nett so um Auskunft gebeten. Damit wol-
len sie für Transparenz sorgen. Oder die
Regierung mit geschickt formulierten Fra-
gen vor sich hertreiben. Man kann sagen,
die Kleine Anfrage ist, neben der Kontrolle

des Haushalts, das vielleicht wichtigste In-
strument der Opposition. 

Doch deren Mitglieder fühlen sich zu-
nehmend ausgetrickst und missachtet. „In
einer unfassbar arroganten Art, die ich so
in den letzten zehn Jahren im Bundestag
nicht erlebt habe, missversteht die Bun-
desregierung bewusst Fragen“, sagt der
Linken-Abgeordnete Jan Korte. „Sie gibt
nichtssagende Antworten und stuft immer
mehr Themen als Geheimsache ein.“ 

Die Grünen haben ähnliche Erfahrun-
gen gemacht und kritisieren vor allem,
dass ihre Fragen nicht, wie vorgesehen,
 innerhalb von zwei Wochen beantwortet
würden. „Fristen werden nicht eingehalten
oder mit dubiosen Begründungen mehr-
fach verlängert. Oft werden nicht einmal
diese selbst gesteckten Termine eingehal-
ten“, sagt Innenpolitiker Konstantin von
Notz. „Man versucht zu verzögern, bis
Themen ohnehin nicht mehr aktuell sind.“

Wie oft hat das Bundeskriminalamt
 Onlinedurchsuchungen durchgeführt? Wie
viele Bahnhöfe, nach Bundesländern auf-
gelistet, werden mit Videokameras über-
wacht? Welche Pläne gibt es zur Zusam-
menarbeit der deutschen Nachrichten-
dienste mit dem Assad-Regime in Syrien?
Immer wieder verweigert die Regierung
die Auskunft, und manchmal erinnert 
sie damit an eine Maxime, mit der Bun-
desinnenminister Thomas de Maizière
(CDU) nach dem abgesagten Länderspiel
von Hannover Verwunderung und Spott
provoziert hatte: „Ein Teil dieser Antwor-
ten würde die Bevölkerung verunsichern.“

Gerade im Bereich der inneren Sicherheit
mauert das Kabinett. Zum Beispiel in einer
Antwort vom 16. Juli 2014. Elf Aspekte auf
drei Seiten umfasste die Kleine Anfrage der

Linken-Fraktion zum Bundesnachrichten-
dienst. Drei Verfassungsrechtler hatten zu-
vor in einer Bundestagsanhörung kritisiert,
dass der Dienst bei der Auslandsspionage
gegen das Grundgesetz verstoße. Ein harter
Vorwurf, die Opposition wollte nun wissen,
wie die Regierung darauf reagiert. Die Ant-
wort war nur 13 Zeilen lang: „Der Respekt
vor dem Deutschen Bundestag gebietet,
dass die Bundesregierung zunächst die Er-
gebnisse des Untersuchungsausschusses
 abwartet.“ Ironischer hätte man die wiss-
begierigen Vertreter des Bundestags nicht
abservieren können.

Zwar wird ein Teil der vertraulichen In-
formationen in der Geheimschutzstelle des
Bundestags hinterlegt, wo die Abgeordne-
ten sie einsehen können. Diese dürfen die
Inhalte jedoch nicht öffentlich machen.
„Parlamentarische Kontrolle muss aber of-
fen und nachvollziehbar sein“, sagt die Lin-
ken-Abgeordnete Martina Renner. 

Eher selten sind es freilich Sicherheits-
gründe, die die Bundesregierung wortkarg
werden lassen – sie möchte ihr Wissen ein-
fach nur für sich behalten, um sich nicht
angreifbar zu machen, und, wie es in in-
ternen Antwortentwürfen heißt, „unnötige
Nachfragen“ verhindern. 

Vor einem zu häufigen Rückgriff auf das
„Staatswohl“ warnt Georg Hermes, Pro-
fessor für öffentliches Recht an der Uni-
versität in Frankfurt am Main. „Im Gegen-
satz zum Informationsanspruch des Bun-
destags ist dieses sogenannte Staatswohl
kein Recht, das im Grundgesetz verankert
ist. Dem Bundestag eine Antwort zu ver-
weigern muss die absolute Ausnahme blei-
ben und darf nicht zur Regel werden.“ Der
Spezialist für Parlamentsrecht hält viele
ablehnende Antworten der Bundesregie-
rung für „verfassungsrechtlich nicht zuläs-
sig“. Nur mit Floskeln zu argumentieren
reiche nicht aus. Jede Verweigerung müsse
auf den „Einzelfall bezogen“ begründet
werden. Viele Möglichkeiten, genauere
Antworten zu erzwingen, habe die Oppo-
sition aber nicht. Am Ende bleibe nur das
Bundesverfassungsgericht. 

Tatsächlich hat die Opposition in Karls-
ruhe Klage eingereicht. Es geht unter an-
derem um eine verweigerte Antwort auf
die Frage, ob beim Münchner Oktoberfest -
Attentat auch V-Leute beteiligt waren. Die
Verhandlung soll in diesem Jahr beginnen. 

Ihren Unmut haben die Parlamentarier
zudem in zahlreichen Beschwerden bei
Bundestagspräsident Norbert Lammert
(CDU) vorgebracht, manchmal mit Erfolg.
Als sich die Linke darüber beschwerte, dass
eine Antwort aus dem Verteidigungsminis-
terium auf sich warten ließ, hielt auch Lam-
mert dies „für nicht akzeptabel“ und mahn-
te an, mehrfache Fristverlängerungen zu
vermeiden. Die Beamten hatten mehr als
fünf Wochen lang über ihren Antworten
gebrütet. Maik Baumgärtner, Martin Knobbe

„Unfassbar
arrogant“
Demokratie Die Opposition fühlt
sich missachtet – weil die
 Bundesregierung parlamentarische
Anfragen oft nichtssagend 
oder gar nicht beantwortet.
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Reichstagskuppel in Berlin: Die Regierung beruft sich auf das „Staatswohl“ 


